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Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB; Bebauungsplan „Parkplätze am 
Partwitzer See" (Vorentwurf Stand November 2025) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., dankt für die 
Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zum o. g. Bebauungsplan-Vor-
entwurf. 

Der BUND Sachsen unterstützt das Ziel der Gemeinde Elsterheide, den wilden Parksuchverkehr durch 
eine geordnete Infrastruktur zu lenken und damit sensible Uferbereiche des Partwitzer Sees zu entlas-
ten. Positiv bewertet werden insbesondere die festgesetzten Pflanzgebote für Baumreihen und Hecken-
strukturen sowie die Beschränkung des versiegelten und teilversiegelten Flächenanteils auf 70 % der 
Gesamtfläche. 

Der BUND Sachsen sieht jedoch in mehreren Punkten erheblichen Klärungsbedarf, der vor der Offen-
lage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ausgeräumt werden sollte. Daneben enthält diese Stellungnahme Hin-
weise zur ökologischen Optimierung des Vorhabens: 

1. Verfahrensrechtliche Hinweise 

1.1 FNP-Konformität und Parallelverfahren (§ 8 Abs. 2 und 3 BauGB) 

Im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Elsterheide aus dem Jahr 2010 ist der Gel-
tungsbereich als „Fläche für Landwirtschaft" ausgewiesen. Ein Bebauungsplan ist gemäß § 8 Abs. 2 
Satz 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. Da der B-Plan dieser Darstellung wider-
spricht, ist eine FNP-Änderung zwingend erforderlich – entweder vor dem Satzungsbeschluss oder im 
Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB. 

Die Planungsunterlagen enthalten hierzu lediglich den Hinweis, der FNP sei „entsprechend zu ändern", 
ohne ein konkretes Verfahren zu benennen. Wir bitten um Klarstellung, auf welchem Weg die Plankon-
formität hergestellt werden soll. 

1.2 Überleiter 7 – fehlende formelle Planungsgrundlage 

Im wirksamen FNP ist zudem die Trasse des „Überleiter 7" (geplanter schiffbarer Verbindungskanal zwi-
schen Partwitzer See und Blunoer Südsee) zeichnerisch dargestellt. Der Umweltbericht begründet den 
Wegfall dieser Planung mit einem Hinweis der zuständigen Arbeitsgruppe im Regionalen Entwicklungs- 
und Handlungskonzept (REK, 2015), wonach der Bau des Überleiters zurückgestellt wurde, sowie mit 
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einer mündlichen Auskunft der Gemeinde Elsterheide vom 27.10.2025, nach der die Realisierung des 
Vorhabens nicht mehr zu erwarten ist 

Diese Quellen sind jedoch nicht geeignet, die rechtswirksame zeichnerische Darstellung im FNP zu 
ersetzen. Die Darstellung bleibt bis zu einer förmlichen FNP-Änderung planungsrechtlich wirksam. Wir 
bitten darum, die Nichtrealisierung dieser Planung formell zu dokumentieren und im Rahmen der ohne-
hin erforderlichen FNP-Änderung (vgl. Ziff. 1.1) entsprechend zu berücksichtigen. 

2. Artenschutzrechtliche Prüfung (§ 44 BNatSchG): Zauneidechse (Lacerta agilis) 

Die Zauneidechse ist nach Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschützt. Das Gutachten identifiziert 
drei Bereiche mit potenziell geeigneten Habitatstrukturen (Strecken 1, 4 und 5) und bewertet das 
Gesamthabitatpotenzial als „pessimal“. Im Rahmen der Überblicksbegehung wurden keine Zauneidech-
sen nachgewiesen. Das Gutachten weist darüber hinaus für alle drei Potenzialflächen aus, dass diese 
von den geplanten Eingriffsarbeiten nicht unmittelbar berührt werden. 

Der BUND Sachsen nimmt diese Einschätzung grundsätzlich zur Kenntnis. Wir geben jedoch zu beden-
ken, dass im Bereich der westlichen Grundstücksgrenze (Strecke 4) unmittelbar die Gehölzpflanzung 
PG 3 vorgesehen ist. Die dafür erforderlichen Bodenarbeiten erfolgen im räumlichen Überlappungsbe-
reich der Potenzialfläche. Darüber hinaus kann ein methodisch gesicherter Ausschluss eines Vorkom-
mens nach anerkannten Standards – wie das Gutachten selbst einräumt – mit einer einzigen Begehung 
nicht erbracht werden. Hierfür sind üblicherweise mindestens drei Begehungen im Zeitraum April bis 
September erforderlich. 

Wir regen daher an, vor der Offenlage für den Bereich der Strecke 4 / PG-3-Pflanzfläche zu klären, ob 
durch die Bodenarbeiten ein Eingriff in ein potenzielles Zauneidechsenvorkommen nicht ausgeschlos-
sen werden kann, und ggf. durch gezielte Zusatzbegehungen eine belastbarere Erkenntnisgrundlage 
herzustellen. 

3. Ökologische Baubegleitung  

Im faunistischen Gutachten wird festgestellt, dass aufgrund der vorkommenden artenschutzrechtlich 
relevanten Vogelarten und der Empfindlichkeit der Gehölzstrukturen „grundsätzlich eine ökologische 
Bauberwachung erforderlich“ ist. Vor diesem Hintergrund ist es aus Sicht des Naturschutzes zwingend, 
eine ökologische Baubegleitung (ÖBB) verbindlich vorzuschreiben, die insbesondere folgende Aufgaben 
erhält:  

 Kontrolle und Freigabe der Baufeldfreimachung unter Beachtung der Bauzeitenregelung, 
 Überwachung des Schutzes der vorhandenen Hecken und Baumreihen (einschließlich Wurzel-

raumschutz) sowie  
 fachliche Begleitung der Umsetzung der Ausgleichs- und Pflanzmaßnahmen.  

Ohne eine solche ÖBB besteht das erhebliche Risiko, dass Gehölzstrukturen über das im Umweltbericht 
unterstellte Maß hinaus beeinträchtigt werden und damit die Grundlagen der artenschutzrechtlichen 
Abschichtung (kein Eintreten von Verbotstatbeständen nach 44 BNatSchG bei Einhaltung der Vermei-
dungsmaßnahmen) nicht mehr erfüllt sind. 

4. Beleuchtungskonzept  

In den Unterlagen fehlen bislang Angaben zur Außenbeleuchtung des geplanten Parkplatzes, deshalb 
empfehlen wir eine ergänzende Darstellung des Beleuchtungskonzepts im Bebauungsplanverfahren. 

Für eine tierfreundliche Ausgestaltung der Außenbeleuchtung bitten wir, in den Planunterlagen nachfol-
gende Grundsätze verbindlich bzw. mindestens als Prüfauftrag aufzunehmen: 
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 Es ist darzustellen, ob und in welchem Umfang eine Beleuchtung des Parkplatzes sowie ggf. der 
Nebengebäude im Außenraum vorgesehen ist (Leuchtenstandorte, Leuchtenanzahl, Betriebs-
zeiten, Steuerung, z. B. Bewegungsmelder oder Nachtabsenkung). 

 Für alle Außenleuchten sind ausschließlich Full Cut Off Leuchten mit vollständiger Abschirmung 
nach oben und minimierter Streuung in den Horizontbereich vorzusehen, um Lichtimmissionen 
in den Luftraum und auf angrenzende Habitatstrukturen zu begrenzen. 

 Als Leuchtmittel sind keine kaltweißen Lichtquellen mit hohem Blauanteil einzusetzen; die Farb-
temperatur soll möglichst maximal 2700 Kelvin betragen (z. B. Natriumdampf Niederdruck-
leuchten oder PC Amber LED), um negative Effekte auf Insekten, Vögel und Fledermäuse zu 
minimieren. 

Wir regen an, die konkrete Ausgestaltung (Lichtpunkthöhen, Beleuchtungsstärken, Steuerung) spätes-
tens im Zuge der weiteren Planaufstellung oder im Rahmen der Objektplanung so zu präzisieren, dass 
die Einhaltung dieser tierökologischen Anforderungen sichergestellt ist. 

5. Externe Kompensation – unzureichende Grundlage 

Der Umweltbericht stellt fest, dass die Kompensation des Eingriffs in Biotopflächen nicht vollständig 
innerhalb des Plangebietes erfolgen kann. Als Begründung für das Fehlen externer Kompensationsmaß-
nahmen wird ausschließlich eine mündliche Auskunft der Gemeinde Elsterheide vom 27.10.2025 heran-
gezogen, wonach keine geeigneten Außenflächen zur Verfügung stünden. 

Diese Aussage reicht als Begründung nicht aus. Nach §§ 13–15 BNatSchG i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB ist ein 
verbleibender Kompensationsbedarf entweder durch externe Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen, durch 
Zugriff auf ein Ökokonto oder – als letztes Mittel – durch eine Ersatzzahlung nach § 15 Abs. 6 BNatSchG zu 
decken. Das bloße Fehlen geeigneter Gemeindeflächen entbindet nicht von dieser Verpflichtung. 

Wir bitten um eine dokumentierte und nachvollziehbare Darstellung, auf welchem Weg der verblei-
bende Kompensationsbedarf gedeckt werden soll – sei es durch externe Flächen, einen Ökokontoein-
trag oder eine begründete Ersatzzahlung. 

6. Anregungen zur ökologischen Optimierung 

6.1 Festsetzung der Belagsmaterialien (Festsetzung II.1.1) 

Die bauordnungsrechtliche Festsetzung II.1.1 lässt für die Stellplätze verschiedene wasserdurchlässige 
Beläge mit einem Abflussbeiwert ≤ 0,3 gleichwertig nebeneinander zu (Rasengittersteine, weitfugiges 
Pflaster, Schotterrasen u. Ä.). Aus naturschutzfachlicher Sicht sind diese Materialien nicht gleichwertig: 
Schotterrasen bietet im Vergleich zu Pflasterbelägen ein deutlich höheres Biotoppotenzial für trocken-
heitsresistente Kräuter und bodennistende Insekten sowie günstigere mikroklimatische Eigenschaften 
– beides im Interesse der im Gebiet nachgewiesenen wärmeliebenden Fauna. 

Anregung: Wir regen an, Schotterrasen als Regelbelag für reguläre Pkw-Stellplätze in Festsetzung II.1.1 
bevorzugt vorzusehen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 Abs. 1 Nr. 4 SächsBO; ergänzend § 1 Abs. 6 Nr. 7 
lit. a BauGB). Für Wohnmobilstellplätze und stark beanspruchte Hauptfahrgassen kann ein robusterer, 
gleichwohl versickerungsfähiger Belag (z. B. Drainasphalt) vorgesehen werden. 

6.2 Niederschlagswasserversickerung: Integration von Baumrigolen 

Die Planungsunterlagen sehen Baumreihen (PG 1, PG 2) sowie die dezentrale Versickerung von Nieder-
schlagswasser vor. Beide Elemente werden bislang nicht baulich miteinander verknüpft. Eine gezielte 
Ableitung des Oberflächenwassers aus den versiegelten Fahrgassen in Baumrigolen an den Gehölz-
standorten würde das langfristige Überleben der geplanten Gehölze sichern, das Mikroklima durch Ver-
dunstungskühlung verbessern und entspricht dem Gebot der dezentralen Niederschlagswasserbewirt-
schaftung nach § 55 Abs. 2 WHG. 
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Anregung: Wir regen an, die gezielte Wasserableitung in Baumrigolen in den textlichen Festsetzungen 
und im Umweltbericht zu verankern. 

6.3 Fahrradabstellplätze 

In den textlichen Festsetzungen werden Nebenanlagen zugelassen, die dem Abstellen und Unterbringen 
von Fahrrädern dienen. Konkrete Festlegungen zur Dimensionierung, Lage und Ausgestaltung der Fahr-
radabstellanlagen fehlen jedoch. 

Wir bitten, die Planung der Fahrradabstellplätze im Bebauungsplan zu konkretisieren und insbesondere 
folgende Parameter festzusetzen: 

 leichte , barrierearme Zugänglichkeit in unmittelbarer Nähe zu den Haupterschließungswegen, 
 standsichere, dauerhaft befestigte Anlagen, 
 Fahrradständer, die das Anschließen des Fahrrads mit dem Rahmen (Bügel- oder Anlehnbügel-

ständer, keine Vorderradklemmen) ermöglichen. 

Zusammenfassung der Forderungen und Anregungen 

Der BUND Sachsen bittet darum, die Unterlagen vor der Offenlage (§ 3 Abs. 2 BauGB) wie folgt zu 
ergänzen und zu überarbeiten: 

1. FNP-Änderung: Klarstellung zum Verfahrensweg (Parallelverfahren § 8 Abs. 3 BauGB oder vorhe-
rige FNP-Änderung) sowie formelle Dokumentation des Wegfalls der Trasse des Überleiter 7 im 
Rahmen der FNP-Änderung. 

2. Artenschutz Zauneidechse: Prüfung, ob die Bodenarbeiten im Rahmen von PG 3 (westliche 
Grundstücksgrenze) ein potenzielles Vorkommen im Bereich Strecke 4 berühren; ggf. Ergänzung 
durch gezielte Zusatzbegehungen (mind. 3 Begehungen April–September). 

3. Ökologische Baubegleitung: Aus Sicht des Naturschutzes ist zwingend eine ökologische Baube-
gleitung (ÖBB) vorzusehen. 

4. Außenbeleuchtung: Eine tierfreundliche Ausgestaltung der Außenbeleuchtung ist verbindlich 
bzw. mindestens als Prüfauftrag aufzunehmen. 

5. Externe Kompensation: Dokumentierte Darstellung, auf welchem Weg der verbleibende Kompen-
sationsbedarf gedeckt wird (externe Flächen, Ökokonto oder Ersatzzahlung nach § 15 Abs. 6 
BNatSchG). 

6. Anregung Belagsmaterialien: Bevorzugte Festsetzung von Schotterrasen für reguläre Pkw-Stell-
plätze (Festsetzung II.1.1). 

7. Anregung Baumrigolen: Verankerung der gezielten Wasserableitung in Baumrigolen in den textli-
chen Festsetzungen und im Umweltbericht. 

8. Anregung Fahrradabstellplätze: Wir regen, die Planung der Fahrradabstellplätze im Bebauungs-
plan zu konkretisieren 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 

Landesgeschäftsführerin 


